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Vorbemerkung 

Der vorliegende Referentenentwurf setzt den Weg zur Umsetzung des EU-
Gesundheitsdatenraums (EHDS) fort, der mit dem Digital-Gesetzes (DigiG) und dem 
Gesundheitsdatennutzungsgesetz (GDNG) eingeschlagen wurde. Er folgt dem Ziel, 
Gesundheitsdaten für Versorgung, Forschung und für die Verbesserung des 
Gesundheitssystems nutzbar zu machen und damit die EHDS-Verordnung in Deutschland 
unbürokratisch und fristgerecht umzusetzen. Dazu soll ein europäisch anschlussfähiges 
Gesundheitsdatenökosystem aufgebaut und der Interoperabilitätsprozess im 
Gesundheitswesen stringent und sektorenübergreifend weiterentwickelt werden.  

Diese Daten- und Digitalisierungsstrategie im Gesundheitswesen wird – im nationalen wie im 
europäischen Raum – ergänzt durch diverse Initiativen und Projekte im Kontext der 
Verwaltungsdigitalisierung und Registermodernisierung (EUDI-Wallet, EU-Business-Wallet, 
BundID), die für die Gesundheits- und Sozialverwaltung ebenfalls von Bedeutung sind. 
Deshalb sollten diese Entwicklungen nicht abgekoppelt voneinander, sondern miteinander 
gedacht sowie ausgestaltet werden und alle relevanten Akteure in der Sozialversicherung mit 
einbeziehen. Diesem Ansatz ist die Anbindung der gesetzlichen Unfallversicherung an die 
Telematik-Infrastruktur (TI) im Rahmen des DigiG gefolgt. Auch in der Gesetzesbegründung 
zu § 3 Gesundheitsdatennutzungsgesetz (GDNG) ist eine bedarfsgerechte Einbeziehung der 
gesetzlichen Unfallversicherung und der gesetzlichen Rentenversicherung bereits mit 
angelegt. Aus Sicht der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) ist die 
Verbesserung von Versorgung, Forschung und Innovation am besten durch ein 
ganzheitliches, Sektoren und Sozialversicherungsträger übergreifendes Konzept zu 
erreichen. Dies gilt gerade auch für wesentliche Weichenstellungen wie beispielsweise 
hinsichtlich der Personenkennziffer als Grundlage für die Forschungskennziffer. Der 
vorliegende Entwurf verfolgt mit der direkten Bezugnahme auf die 
Krankenversicherungsnummer (KVNR) in § 3 GDNG-neu einen sektorspezifischen Ansatz. 
Unter der Zielsetzung, den Interoperabilitätsprozess sektorenübergreifend 
weiterzuentwickeln, eröffnet dieses Vorhaben aus Sicht der DGUV die Chance, mit der 
Identifikationsnummer (IDNr) einen sektorenübergreifenden Identifikator einzuführen (s. 
Ausführungen zu Artikel 7).   

Eine weitere Weichenstellung mit hoher Relevanz für die gesetzliche Unfallversicherung ist 
der Einstieg in ein Primärversorgungssystem. Dem Leitgedanken einer optimalen Steuerung 
folgt die gesetzliche Unfallversicherung bereits seit über 100 Jahren mit ihrem 
Durchgangsarzt (D-Arzt)-Verfahren und der grundsätzlichen Vorstellungspflicht beim D-Arzt 
nach einem Arbeitsunfall. Umso essenzieller ist es für die Erfüllung des gesetzlichen 
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Auftrags gemäß SGB VII – nach Eintritt von Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten die 
Gesundheit und die Leistungsfähigkeit der Versicherten mit allen geeigneten Mitteln 
wiederherzustellen (§ 1 Nr. 2 SGB VII) –, dass die UV-Patienten zielgerichtet in das 
besondere Heilverfahren der Unfallversicherung gesteuert werden. Nur eine möglichst 
unmittelbare Identifizierung der Zuständigkeit im Rahmen der digitalen Ersteinschätzung 
stellt die adäquate Versorgung im Sinne aller Versicherten sicher und vermeidet zugleich 
unnötige Reibungsverluste sowie damit einhergehende Aufwände im Zuge nachträglicher 
Zuständigkeitsklärung (insbesondere zu Lasten der gesetzlichen Krankenversicherung). 

Zu Artikel 1 

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Zu Nr. 44 c): § 342 Abs. 2b (Angebot und Nutzung der elektronischen Patientenakte)   

Mit Blick auf eine ganzheitliche Ausgestaltung der TI, die die Spezifika aller angebundenen 
Leistungserbringer und ihrer Kostenträger erfasst, sollte § 343 Abs. 2b um die Einbindung 
des für die gesetzliche Unfallversicherung zuständigen Ressorts ergänzt werden:  

(2b) Die Gesellschaft für Telematik legt mit Zustimmung des Bundesministeriums für 
Gesundheit und, soweit Daten nach § 341 Absatz 2 Nummer 14 betroffen sind, im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales durch verbindlichen 
Beschluss nach § 315 Absatz 1 Satz 1 die Fristen für die Umsetzung der Vorgaben nach 
Absatz 2 Nummer 6, Absatz 2a Nummer 2 Buchstaben a bis c und e sowie nach § 351 
Absatz 2 und darüber hinaus weitere Informationsobjekte und sonstige Daten nach § 341 
Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a und d, Nummer 9, 10, 12 bis 14 und 16 fest, wobei die Frist 
für die Umsetzung der Vorgaben nach Absatz 2a Nummer 2 Buchstabe a spätestens der 26. 
März 2029 und die Frist für die Umsetzung der Vorgaben nach Absatz 2a Nummer 2 
Buchstabe b spätestens der 26. März 2031 sein darf.  

Begründung 
Die Versorgungs- und Rehabilitationsprozesse in der gesetzlichen Unfallversicherung fußen 
auf spezifischen fachlichen Anforderungen, insbesondere im Bereich der Heilbehandlung 
und Rehabilitation. Diese sind in der elektronischen Patientenakte (ePA) im Sinne eines 
Gesamtbildes durch die Integration von spezifischen Dokumenttypen und Datenstrukturen 
der Unfallversicherung entsprechend abzubilden. Eine formalisierte Einbindung des BMAS 
sichert die systematische und verbindliche Berücksichtigung der spezifischen Anforderungen 
der Unfallversicherung sowie eine frühzeitige Festlegung von Informationsobjekten mitsamt 
deren Priorisierung und ermöglicht so ein umfassendes Behandlungsbild insbesondere auch 
mit Blick auf die Rehabilitation. Dies dürfte auch für die Rentenversicherung gelten.  

Zu Nr. 69: § 360b neu (Vereinbarung über Anforderungen an eine digitale 
Bedarfseinschätzung)  

Ergänzung des § 360b SGB V nach 7.:  

8. der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung e.V.  

Begründung:  
Bei der Benehmensherstellung in Bezug auf die Anforderungen an ein elektronisches 
System zur standardisierten und strukturierten Erhebung gesundheitlicher Beschwerden, zur 
Einschätzung der Notwendigkeit und Dringlichkeit der Behandlung sowie zur Zuordnung der 
Behandlungsbedarfe in die geeignete Versorgungsebene (digitale Bedarfseinschätzung) ist 
die Einbeziehung der Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e.V. (DGUV) im Sinne einer 
adäquaten Versorgung aller Patienten/Versicherten zwingend erforderlich.  
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Für die Erfüllung des gesetzlichen Auftrags gemäß SGB VII – nach Eintritt von 
Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten die Gesundheit und die Leistungsfähigkeit der 
Versicherten mit allen geeigneten Mitteln wiederherzustellen (§ 1 Nr. 2 SGB VII) – müssen 
die UV-Patienten schnellstmöglich in die besonderen Heilverfahren der Unfallversicherung 
gesteuert werden. Deshalb. Nur eine möglichst unmittelbare Identifizierung der Zuständigkeit 
im Rahmen der digitalen Ersteinschätzung stellt die adäquate Versorgung im Sinne aller 
Versicherten sicher und vermeidet zugleich unnötige Reibungsverluste sowie damit 
einhergehende Aufwände im Zuge nachträglicher Zuständigkeitsklärung (insbesondere zu 
Lasten der gesetzlichen Krankenversicherung). 

Zu Artikel 4 

Änderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 

Zu Nr. 1: § 27 Abs. 1 (Umfang der Heilbehandlung, Anschluss an die Telematikinfrastruktur)  

Die Ergänzungen in § 27 Abs. 1 sind zu streichen. 

Begründung  
Die gesetzliche Unfallversicherung rehabilitiert nach § 26 SGB VII (Grundsatz) „mit allen 
geeigneten Mitteln. Aus der Systematik der gesetzlichen Unfallversicherung heraus ist die 
Erweiterung der Aufzählung durch die Angabe „Krankenpflege“ und die Angabe 
„außerklinische Intensivpflege und Soziotherapie“ weder erforderlich noch sachgerecht. In § 
27 Abs 1 Nr. 5 ist die „häusliche Krankenpflege“ bereits heute erfasst. Die Aufzählung in § 27 
SGB VII ist explizit nicht abschließend angelegt. Sie führt „insbesondere“ die wesentlichen 
Leistungen an. Die in Nr. 1 ergänzten Begriffe sind bereits in den §§ 32 und 39 SGB VII mit 
umfasst. 

Zu Nr. 2: § 27a Abs. 2 (Nutzung der Telematikinfrastruktur) 

Der Änderungsbefehl mit der Ergänzung „und Nr. 5“ ist zu streichen, da obsolet, vgl. § 27a 
Abs. 2 SGB VII in der aktuell geltenden Fassung:  

„(2) § 360 des Fünften Buches gilt entsprechend für die Leistungserbringer nach § 27 Absatz 
1 sowie die Unfallversicherungsträger, sobald die Verordnung von Leistungen nach § 27 
Absatz 1 Nummer 4 und 5 elektronisch erfolgt und der Leistungserbringer an die 
Telematikinfrastruktur angebunden ist.“ 

Weiterer Anpassungsbedarf im SGB VII:  

Aus Sicht der gesetzlichen Unfallversicherung bedarf es einer weiteren Änderung im SGB VII 
in Form der Streichung von § 27 Absatz 1 Satz 4:   

„Für die an der Heilbehandlung nach Satz 1 beteiligten Ärzte, Zahnärzte, Einrichtungen und 
sonstigen Leistungserbringer, die Leistungen für die gesetzliche Unfallversicherung 
erbringen und für die aufgrund der Regelungen des Fünften Buches noch keine Möglichkeit 
zur Anbindung an die Telematikinfrastruktur besteht, gilt eine Pflicht zur Anbindung ab dem 
1. Januar 2027. Satz 2 gilt ebenso für die Verpflichtung zur Empfangsbereitschaft 
elektronischer Briefe nach § 295 Absatz 1c des Fünften Buches. Zum Ausgleich der in § 376 
des Fünften Buches genannten Ausstattungs- und Betriebskosten erhalten die in Satz 2 
genannten Leistungserbringer die in der jeweils geltenden Fassung der Vereinbarung nach § 
378 Absatz 2 des Fünften Buches für die an der vertragsärztlichen Versorgung 
teilnehmenden Leistungserbringer vereinbarten Erstattungen von der gesetzlichen 
Unfallversicherung.“ 
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Begründung:  
Die Regelung in § 27 Absatz 1 Satz 4 führt zu einer sachlich nicht gerechtfertigten Belastung 
der gesetzlichen Unfallversicherung und ist daher zu streichen.  

Leistungserbringende sind grundsätzlich unternehmerisch tätig und entscheiden 
eigenverantwortlich über ihr Tätigkeitsfeld. Leistungserbringende, die nicht an der 
vertragsärztlichen Versorgung teilnehmen, haben sich bewusst gegen eine Tätigkeit in der 
Versorgung der Allgemeinbevölkerung entschieden und nehmen damit auch nicht an den 
dort vorgesehenen Finanzierungsmechanismen, einschließlich der Kostenerstattung für die 
Telematikinfrastruktur, teil. Damit geht einher, dass sie Investitionsentscheidungen – etwa für 
den Anschluss an die TI – eigenständig und ohne Anspruch auf solidarische Finanzierung 
treffen. Diese Leistungserbringenden werden im Bereich der privaten Krankenversicherung 
und der gesetzlichen Unfallversicherung zudem regelmäßig höher vergütet als im Bereich 
der gesetzlichen Krankenversicherung. Die im Zusammenhang mit der Telematikinfrastruktur 
entstehenden Kosten sind daher als Teil des allgemeinen unternehmerischen Aufwands 
anzusehen und wirtschaftlich bereits abgedeckt. 

§ 27 Absatz 1 Satz 4 eröffnet in seiner bisherigen Fassung zudem die Möglichkeit, dass 
bereits bei Behandlung nur eines einzigen UV-Patienten ein Anspruch auf Erstattung von 
Anschaffungs- und Betriebskosten der Telematikinfrastruktur entsteht. Dies steht außer 
Verhältnis zur tatsächlichen Inanspruchnahme der Leistungen und setzt Fehlanreize zur 
Kostenverlagerung auf die gesetzliche Unfallversicherung. 

Eine Erstattung der TI-Kosten durch die gesetzliche Unfallversicherung ist aus Sicht der 
DGUV daher weder verhältnismäßig noch systemgerecht. 

Zu Artikel 7 

Änderung des Gesundheitsdatennutzungsgesetzes (GDNG)  

Zu Nr. 4 – § 3 GDNG neu (Forschungskennziffer)  

Die im Entwurf beschriebenen Anforderungen im Hinblick auf sektorübergreifende 
Interoperabilität und Datenverknüpfbarkeit im Bereich der Sekundärnutzung erfordern eine 
Einigung auf einen einheitlichen personenbezogenen Identifikator als Basis für die 
Forschungskennziffer. Gemäß GeDIG-E und § 3 GDNG Abs. 2 (neu) wird hierfür der 
unveränderbare Teil der KVNR nach § 290 Absatz 1 Satz 2 SGB V als geeignete Grundlage 
erachtet, da sie im Gesundheitswesen weitgehend etabliert ist. Gleichzeitig und parallel dazu 
laufen im Kontext der Sozialstaatsreform und auf Basis des Koalitionsvertrags 
Vorbereitungen zur Umsetzung des Once-Only-Prinzips in der Sozialversicherung. Den 
Empfehlungen der Kommission zur Sozialstaatsreform folgend wird in diesem 
Zusammenhang an einer verfassungskonform ausgestalteten Erweiterung des 
Identifikationsnummerngesetzes (IDNrG) gearbeitet, um den Sozialbehörden künftig eine 
eindeutige Personenzuordnung zu ermöglichen (Empfehlung Nr. 21). Dies eröffnet aus Sicht 
der DGUV den Rahmen, im Einklang mit den Prozessen der Verwaltungsdigitalisierung und 
Registermodernisierung mit der IDNr einen sektorübergreifenden Identifikator zu etablieren.   

Gegenüber der KVNR besitzt die IDNr den Vorteil, dass sie nicht auf einen Teil des 
Gesundheitswesens und damit einen Sektor beschränkt ist. Zudem wird sie unabhängig von 
der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung an alle Bürger vergeben; 
sie ist eindeutig, wird dauerhaft zugeteilt und ist grundsätzlich interoperabel. Die KVNR 
dagegen ist an ein Versicherungsverhältnis nach § 290 SGB V gebunden. Sie bietet keinen 
universellen Zugang für alle natürlichen Personen und steht in Abhängigkeit zur 
Rentenversicherungsnummer, so dass bekannte Probleme wie Doppelvergaben fortwirken. 
Sie ist darüber hinaus mit einer engen Zweckbindung verknüpft.  
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In der gesetzlichen Unfallversicherung sind die Versicherten vor einem Versicherungsfall in 
im Regelfall nicht namentlich bekannt. Erst durch den Versicherungsfall wird der Versicherte 
namentlich erfasst. Nicht alle Versicherten der Unfallversicherung haben eine KVNR. Diese 
darf nach aktueller Gesetzeslage in der Unfallversicherung auch nicht erhoben oder genutzt 
werden. Im Sinne der Datensparsamkeit ist deren Erhebung in der Unfallversicherung weder 
sachgerecht noch zweckmäßig.  

Gleichzeitig ist es wichtig, dass die Sozialversicherungsträger über einen eindeutigen, 
sektorenübergreifenden Identifikator im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung erforderliche Daten 
austauschen können. Als Beispiel dafür kann die Ermittlung von Vorerkrankungen bei den 
Trägern der gesetzlichen Krankenkassen im Rahmen eines Feststellungsverfahrens zu einer 
Berufskrankheit dienen. Darüber hinaus unterstützt die DGUV die Zielsetzung des GDIG-E, 
sektorübergreifende Versorgungsforschung zu ermöglichen und zu stärken. Auch dies 
spricht für einen sektorübergreifenden Identifikator als Grundlage für die 
Forschungskennziffer.  

Obwohl die KVNR als sektorale Identifikationsnummer naheliegend ist, besteht die Gefahr 
eines Lock-in-Effekts durch ihre Festlegung als zentrale Referenzgröße. Spätere Migrationen 
hin zu einer übergreifenden digitalen Identität – etwa zur EUDI‑Wallet oder zur IDNr – 
könnten dadurch unnötig erschwert werden. Zudem entsteht das Problem paralleler 
Identitäten (EUDI, IDNr, KVNR) anstelle einer einheitlichen Once‑Only-Logik, was die 
technische Komplexität erhöht. Gleichzeitig ist ein Systembruch zu erwarten, da die KVNR 
wie ausgeführt nicht allen Zweigen der Sozialversicherung gleichermaßen zur Verfügung 
steht.  

Einem ganzheitlichen, sektorübergreifenden Digitalisierungsansatz folgend bietet sich daher 
eine Verankerung der Forschungskennziffer im SGB X (anstelle einer Verankerung in 
einzelnen Gesetzbüchern wie dem SGB V) an. Damit würden auch die aktuellen 
Empfehlungen der Kommission zur Sozialstaatsreform bezüglich einer verfassungsgemäßen 
Erweiterung des Anwendungsbereichs der IDNr in der Sozialversicherung aufgegriffen. 
Mögliche Anpassungen könnten wie folgt aussehen:  

1.: Ergänzung des § 5 Abs. 1 IDNrG wie folgt:  

(1) Die Verarbeitung der Identifikationsnummer nach diesem Gesetz durch öffentliche und 
nicht-öffentliche Stellen zu anderen Zwecken ist außer zu Verarbeitungen zur Erbringung 
von Verwaltungsleistungen nach dem Onlinezugangsgesetz auf Grund von 
Rechtsvorschriften auf Grund von Rechtsvorschriften, zur Erfüllung von Aufgaben aus dem 
SGB oder mit Einwilligung der betroffenen Person sowie zum Zwecke eines registerbasierten 
Zensus unzulässig. Die Verarbeitung der Identifikationsnummer nach § 139b der 
Abgabenordnung bleibt unberührt. 

Begründung:  
Die Ergänzung erweitert den Anwendungsrahmen der IDNr auf Aufgaben der 
Sozialversicherung aus dem SGB. Dadurch ist einerseits die Möglichkeit eröffnet, diese 
Information als Identifikator in der gesetzlichen Unfallversicherung zu nutzen, aber auch 
Sozialversicherungszweig übergreifend, könnte eine Nutzung dadurch möglich sein. Dadurch 
wird Verwaltungsaufwand minimiert und im Sinne der Versicherten effizienteres 
Verwaltungshandeln ermöglicht. 

2.: Ergänzung § 75a neu SGB X (Forschungskennziffer) wie folgt: 

(1) Zur Verknüpfung von personenbezogenen Daten für Zwecke der wissenschaftlichen 
Forschung, der statistischen Auswertung sowie zur Wahrnehmung von Aufgaben im 
öffentlichen Interesse wird eine eindeutige Forschungskennziffer als (bereichsspezifischer) 
Identifikator eingeführt. 
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(2) Die Forschungskennziffer wird für jede natürliche Person aus der Identifikationsnummer 
nach § 139b der Abgabenordnung unter Anwendung eines geeigneten mathematisch-
technischen Verfahrens gebildet. 

Die Forschungskennziffer darf keine Rückschlüsse auf die Identifikationsnummer oder die 
Identität der betroffenen Person zulassen. 

(3) Das Verfahren zur Bildung der Forschungskennziffer wird von einer hierfür bestimmten 
Stelle festgelegt. Die Festlegung erfolgt im Benehmen mit dem Bundesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik und der oder dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit. 

Die für die Bildung der Forschungskennziffer erforderlichen technischen Spezifikationen sind 
den zur Verwendung verpflichteten Stellen zur Verfügung zu stellen. 

Begründung: 

Durch die Verwendung der IDNr als einheitlichen Referenzbasis wird der 
Verwaltungsaufwand reduziert, da parallele Identifikationssysteme und aufwendige 
Zuordnungsvorgänge entfallen und zusätzliche technische Aufwände für Mapping- und 
Übersetzungsprozesse zwischen unterschiedlichen Identifikatoren vermieden werden. Die 
Regelung trägt damit zur Umsetzung des Once‑Only-Prinzips bei. Durch die konkrete 
Ausgestaltung der Forschungskennziffer als Pseudonym bleibt eine datenschutzgerechte 
Nutzung sichergestellt. 

3. Ergänzung des § 67c Abs. 7 SGB X 

(7) Die Speicherung und Nutzung der Identifikationsnummer nach dem 
Identifikationsnummerngesetz ist ausschließlich zum Zweck der eindeutigen Zuordnung der 
betroffenen Person bei der Erbringung von Verwaltungsleistungen nach dem 
Onlinezugangsgesetz oder zur Erfüllung von Aufgaben aus dem SGB zulässig sowie zur 
Qualitätssicherung nach § 10 des Identifikationsnummerngesetzes und zur Erfüllung der 
Aufgaben nach § 2 des Identifikationsnummerngesetzes. 

Begründung:  
Durch diese Ergänzung des SGB X wird sichergestellt, dass die Verwendung der IdNr als 
Identifikator auch sozialdatenschutzrechtlich erlaubt ist. Die Verortung im SGB X ermöglicht 
die (zweckgebundene) Nutzung Sozialversicherungsträger übergreifend.  

Abschlussbemerkung zum dargestellten Erfüllungsaufwand (S. 111f.):  

Bei einem Festhalten an der KVNR als Grundlage für die Forschungskennziffer müssten in 
der DGUV und allen 33 Unfallversicherungsträgern die Fachverfahren, Schnittstellen und 
Datenmodelle an die KVNR angepasst sowie neue Zuordnungs- und 
Qualitätssicherungsmechanismen aufgebaut werden. Vor diesem Hintergrund ist darauf 
hinzuweisen, dass die im Entwurf angegebenen Daten zum Erfüllungsaufwand einer 
vertieften Betrachtung nicht standhalten. 
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